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Wichtiger Beitrag zur Planungssicherheit 
für Bürger und Wirtschaft 
 
Die BDA begrüßt den Gesetzesentwurf zur 
Überleitung von Freizügigkeitsrechten in das 
Aufenthaltsrecht. Ein ungeregelter Brexit 
sollte dringend verhindert werden, um die ne-
gativen Auswirkungen für die Wirtschaft und 
die betroffenen Bürger so gering wie möglich 
zu halten. Eine Vorbereitung auf dieses Sze-
nario ist jedoch unerlässlich, da ein ungere-
gelter Austritt auch nach der wiederholten 
Verschiebung des Brexit-Datums angesichts 
der ungewissen politischen Lage im Vereinig-
ten Königreich nicht ausgeschlossen werden 
kann. Die betroffenen Personen und Unter-
nehmen benötigen endlich Planungssicher-
heit. Hierzu leistet der vorliegende Geset-
zesentwurf einen wichtigen Beitrag. 
 
Für den Fall eines ungeregelten Brexits 
schaffen die darin vorgesehenen Regelungen 
die größtmögliche Rechtssicherheit für briti-
sche Staatsangehörige und ihre Familienan-
gehörigen, die sich bereits in Deutschland 
aufhalten, sowie für ihre Arbeitgeber. Der An-
satz, nach dem für Personen, die bereits von 
ihrem Freizügigkeitsrecht Gebrauch gemacht 
haben, weiterhin die Voraussetzungen des 
großzügigeren Freizügigkeitsrechtes für die 
Erteilung eines Aufenthaltstitels anzuwenden 
sind, erscheint angemessen, um im Ver-

trauen auf die Fortgeltung dieses Rechtes ge-
troffene Entscheidungen zu schützen. Somit 
wird vermieden, dass bislang freizügigkeits-
berechtigte Personen ausreisepflichtig wer-
den, weil sie die strengeren Voraussetzungen 
des bestehenden Aufenthaltsrechts nicht er-
füllen. 
 

Zudem entspricht dies auch der Vorgehens-

weise der britischen Regierung, die einen 

großzügigen aufenthaltsrechtlichen Ansatz 

für bislang freizügigkeitsberechtigte EU-Bür-

ger anzuwenden beabsichtigt. Dem britischen 

Innenministerium (Home Office) zufolge ist 

das Hauptkriterium für die Erteilung eines 

Aufenthaltsstatus unter dem sog. „EU Settle-

ment Scheme“ der kontinuierliche Aufenthalt 

im Vereinigten Königreich zum Stichtag. Hin-

gegen werde nicht überprüft, auf welche EU-

rechtliche Grundlage (wie z.B. die Arbeitneh-

merfreizügigkeit) sich der Aufenthalt stützt 

und ob die Voraussetzungen dafür erfüllt sind. 

 

 

Administrative Umsetzung muss gewähr-

leistet sein 

 
In diesem Zusammenhang ist essentiell, dass 
auch die effektive administrative Umsetzung 
des Gesetzes gewährleistet wird. Die Auslän-
derbehörden sind für die Prüfung und Ertei-
lung der Aufenthaltstitel zuständig. Die über 
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100.000 aktuell in Deutschland lebenden bri-
tischen Staatsangehörigen sowie etwaige Fa-
milienangehörige, deren Freizügigkeitsrecht 
sich von diesen ableitet, sollen zunächst drei 
Monate Zeit haben, um bei der zuständigen 
Ausländerbehörde einen Antrag auf Erteilung 
eines Aufenthaltstitels zu stellen. Die ge-
plante Ministerverordnung, die die rechtliche 
Grundlage für diese Übergangsfrist bilden 
wird (Verordnung über die vorübergehende 
Befreiung vom Erfordernis eines Aufenthalts-
titels infolge des Austritts des Vereinigten Kö-
nigreichs Großbritannien und Nordirland aus 
der Europäischen Union, BrexitAufenthÜV), 
sollte schnellstmöglich verabschiedet wer-
den, um auch in dieser Hinsicht Rechtssicher-
heit zu schaffen. Des Weiteren sollte die Frist 
unbedingt um zusätzliche sechs Monate ver-
längert werden, da es bei vielen Ausländerbe-
hörden nicht realisierbar ist, einen Termin in-
nerhalb von drei Monaten zu erhalten. Außer-
dem sollte angeregt werden, dass ein Antrag 
auch formlos per E-Mail gestellt werden kann 
bzw. dass die freiwilligen Online-Registrie-
rungsverfahren, die einige Ausländerbehör-
den bereits eingeführt haben, ausgeweitet 
werden. In jedem Fall muss sichergestellt 
sein, dass ein Zustand der Illegalität für die 
betroffenen Personen vermieden wird.  
 
Zudem dürfen Verzögerungen bei der be-
hördlichen Bearbeitung der Anträge nicht zu 
Lasten des Antragstellers gehen. Dieses Prin-
zip wurde auch der Übergangsregelung zum 
Staatsangehörigkeitsgesetz zugrunde gelegt, 
wonach bei der Entscheidung, ob die dop-
pelte Staatsbürgerschaft hingenommen wird, 
nicht auf den Zeitpunkt der Einbürgerung, 
sondern auf den Zeitpunkt der Antragstellung 
abgestellt wird. Daher sollte im vorliegenden 
Kontext der Aufenthalt der betroffenen Perso-
nen zwischen Antragstellung und Entschei-
dung der Ausländerbehörde als erlaubt gel-
ten, wie vom BMI (laut auf der Webseite be-
reitgestellten Informationen) vorgesehen. 
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